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Besonders drastisch sinkt das Motiv „Kapitalbildung“ von rund 50 Prozent

Ende 2007 auf nur noch 26 Prozent in 2008; hier drückt sich wohl das ge-

sunkene Vertrauen in die Kapitalmärkte aus. Gegen diesen dramatischen Ein-

bruch wirken die Verluste für Altersvorsorge und Wohneigentum noch mode-

rat. Bemerkenswert ist jedoch, dass diese breiten Verluste an Motivations-

stärke keine Kompensation erfahren. Es gibt kein Motiv, das stärker geworden

ist – auch nicht der Konsum.

Anteile der Sparer bzw. Nicht-Sparer
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in % 
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52,2
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In den Langzeit- und den saisonalen Vergleichen mit dem Oktober 2007 ist

die Irritation der Sparer ob der aktuellen Finanzmarktkrise spürbar. Im kurz-

fristigen Vergleich zum Juni 2008 zeigt sich jedoch, dass die Sparer eine den

Kapitalmarktturbulenzen angemessene Anpassungsstrategie suchen. In den

letzten drei Monaten 2008 vollzieht sich ein spürbarer Motivwandel: Die

Schaffung oder der Erhalt von Wohneigentum gewinnt mit +5 Prozentpunk-

ten deutlich an Attraktivität. In für Anleger unsicheren Zeiten sind die eige-

nen vier Wände offenkundig die solidere Investition.

Bei denjenigen, die sparen, ergab sich folgende Verteilung der wichtigsten

Sparziele (Anteile in %):

3/08 2/08 1/08 3/07 2/07 1/07 3/06
Altersvorsorge: 57,9 55,4 61,9 66,5 64,7 60,1 62,0

Konsum/Anschaffungen
(Autokauf o. ä.): 57,7 55,1 63,5 59,1 54,8 57,4 57,4

Erwerb/Renovierung
von Wohneigentum: 46,5 41,3 52,4 54,9 51,6 48,3 53,2

Kapitalanlage: 26,2 33,6 42,9 49,6 35,8 43,2 44,3

Notgroschen/Reserve: 4,1 3,6 3,3 4,5 4,3 3,5 4,1

Ausbildung der Kinder: 3,3 4,2 4,9 5,9 4,1 4,3 3,1

Sonstiges: 5,5 5,7 4,8 5,7 6,0 5,1 6,2

(Die Summe dieser Anteile ergibt mehr als 100 %, d. h., es wurden teilweise mehrere
Sparziele angegeben.)



Trotz der Verschiebungen in der Motivationslage wird sich danach mehrheit-

lich das Sparverhalten der Deutschen nicht ändern. Eine stabile Zwei-Drittel-

Mehrheit (67 Prozent) plant künftig das gleiche Volumen anzusparen wie bis-

lang. Der Anteil derjenigen, die ihr Sparvolumen drosseln werden, bewegt sich

im Oktober mit 16 Prozent in einem bekannten Rahmen; spiegelbildlich ver-

hält sich die Quote der Mehrsparer ebenso unauffällig.

Der Jahresüberblick zeigt: Die durchschnittliche Jahresquote für „ich werde

in den nächsten Monaten weniger sparen“ liegt mit 16 Prozent fast auf dem

Vorjahresniveau. Damit wird im zweiten Jahr in Folge die bis dato geltende

Größenordnung von 17 Prozent unterschritten. Eine Aufstockung des Spar-

volumens planen 8 Prozent. Dies ist eine Größenordnung, die als normal gel-

ten kann.

70 | Geschäftsbericht 2008

3/08 2/08 1/08 3/07 2/07 1/07 3/06
Mehr: 8,3 8,8 8,8 7,6 8,3 6,8 6,9

Weniger: 16,4 16,5 13,1 16,1 15,0 12,8 17,0

Etwa gleich viel: 67,4 67,1 68,9 69,7 67,5 72,1 70,5

Weiß nicht und 
keine Angabe: 7,9 7,6 9,1 6,7 9,1 8,2 5,6

Auf die Frage hinsichtlich des künftigen Sparverhaltens ergaben sich folgen-

de Antworten (Anteile in %):



Die aus den Vorjahren bekannten Hauptmotive stehen auch 2008 im Vorder-

grund. In der zweiten Reihe der Motive zeigt sich aber eine interessante Ent-

wicklung: Die Verbraucher rechnen wieder mit langfristig steigenden Lebens-

haltungskosten. Als Vorgriff darauf wird Geld zurückgelegt.

Gegenüber dem Vorjahr etwas an Bedeutung für zusätzliches Sparen gewin-

nen geplante Konsumausgaben. Dies ist kein Widerspruch zur Befürchtung stei-

gender Lebenshaltungskosten, sondern eine zwangsläufige Begleiterscheinung.
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Bei denjenigen Haushalten, die angaben, mehr sparen zu wollen, ergab sich

folgende Verteilung der Gründe für dieses Mehrsparen (Anteile in %): 

3/08 2/08 1/08 3/07 2/07 1/07 3/06
Allgemeines Sparen 
für die Zukunft: 20,4 26,4 13,1 23,4 24,7 18,4 27,1

Größere Anschaffungen: 18,5 12,7 21,8 18,8 17,5 17,9 15,0

Steigende Ausgaben: 16,9 18,9 14,2 14,5 10,4 16,0 28,5

Berufliche Veränderungen/
Einkommensänderung: 15,2 24,2 33,7 25,5 28,2 27,4 22,2

Steigendes 
Konsumbedürfnis: 9,6 10,5 9,3 7,7 3,7 4,9 12,9

Urlaub: 8,7 14,8 17,0 13,7 12,1 12,1 12,5

Unsichere Altersvorsorge: 8,3 12,6 9,8 10,7 8,7 10,4 10,8

Immobilienerwerb/
Modernisierung: 7,8 10,9 10,4 8,2 15,1 16,4 15,1

Allgemeine wirtschaftliche
und politische Situation: 5,7 2,3 2,5 1,8 3,8 6,2 7,4

Fehlende Einkommens-
steigerungen/Ein-
kommenseinbußen: 3,3 3,3 3,7 6,5 3,6 4,0 4,1

Arbeitslosigkeit: 0,8 1,0 3,6 1,7 2,2 2,1 3,2



Stehen größere Konsumausgaben an und steigen gleichzeitig die Kosten für

den Grundbedarf, muss für den Konsum Geld bei Seite gelegt werden.

Die Aussicht, durch eine berufliche Veränderung mit entsprechender Einkom-

menssteigerung mehr Luft zum Sparen zu erhalten, hat sich sowohl innerhalb

der letzten Monate als auch im saisonalen Abgleich mit dem Oktober 2007

klar abgeschwächt. Andererseits verspüren die Sparer keine Existenzängste.

„Notgroschen“ sind im Oktober 2008 ein eher schwächeres Motiv für die Stei-

gerung der Sparaktivität.

Deutlich seltener als in der letzten Erhebung und auch in den Vorjahren gilt

der Urlaubswunsch als Grund für vermehrtes Sparen.

Hauptgründe für ein sinkendes Sparvolumen sind weiterhin „Steigende Le-

benshaltungskosten“ und „fehlende Einkommenssteigerung bzw. befürchtete

Einkommensminderung“. Allerdings ist die Schere zwischen Einkommen und

obligatorischen Ausgaben deutlich größer geworden. Noch nie präsentierten

sich die Lebenshaltungskosten so stark als Sparbremse wie 2008.

Die möglichen Auswirkungen der Finanzkrise auf Welt- und Volkswirtschaft

bleiben von den Sparern im Oktober noch weitgehend unberücksichtigt. Zwar

ist die wirtschaftspolitische Situation häufiger genannter Grund für vermin-

dertes Sparen; Werte, wie sie 2006 erreicht wurden, sind aber noch nicht zu

beobachten.
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Bei den Haushalten, die künftig weniger sparen wollen, liegen folgende Grün-

de vor (Anteile in %): 

3/08 2/08 1/08 3/07 2/07 1/07 3/06
Steigende 
Lebenshaltungskosten: 49,1 54,0 42,0 44,3 37,9 40,9 43,7

Fehlende Einkommens-
steigerungen/Ein-
kommenseinbußen: 26,9 29,0 27,2 27,0 32,1 27,4 27,3

Allgemeine wirtschaftliche
und politische Situation: 11,8 9,2 12,0 4,3 5,6 5,4 15,6

Steigendes 
Konsumbedürfnis: 7,4 5,6 5,3 7,3 8,1 5,0 9,9

Sparen macht 
keinen Sinn: 6,8 9,0 7,2 8,2 15,2 11,2 11,2

Unsichere Altersvorsorge: 5,6 4,9 6,1 10,4 5,2 7,4 9,4

Berufliche Veränderungen/
Einkommensänderung: 5,4 4,0 9,4 7,0 9,2 5,3 7,1

Arbeitslosigkeit: 4,7 6,2 3,7 5,3 6,5 5,1 5,9

Immobilienerwerb/
Modernisierung: 3,7 4,3 7,4 7,1 7,1 5,2 3,9

Größere Anschaffungen: 1,7 3,6 4,4 4,9 4,1 3,8 6,5

Urlaub: 0,2 5,1 6,6 3,1 4,7 4,2 4,0
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Kurve = Differenz aus den Prozentsätzen derjenigen, die mehr sparen wollen, und derjenigen, die weniger sparen wollen.



Bausparen im mittel- 
und osteuropäischen Ausland 

Einige private Bausparkassen bieten Bausparverträge in mittel- und osteuro-

päischen Ländern an. Dazu halten sie oder ihre Konzernmütter Anteile an einer

Bausparkasse oder einem anderen Institut in diesen Ländern. 

Ihr Beitrag zur Finanzierung von Neubau, Kauf oder Modernisierung von Wohn-

eigentum ist mittlerweile beträchtlich. Insbesondere für Bevölkerungsgrup-

pen mit niedrigen und mittleren Einkommen stellt Bausparen oft die einzige

Finanzierungsmöglichkeit für Wohnbedarf dar. 
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Umrechnungs- Eingelöstes Bestand an Spargeld-
kurse Neugeschäft Bausparverträgen eingang3

per Ende 20081 am 31.12.2008

Anzahl2 Bauspar- Anzahl Bauspar-
summe summe

in Mio. € in Mio. € in Mio. €

Tschechien 26,573 CZK/€ 416.825 5.821,8 2.554.038 29.758,0 1.445,5

Slowakei 30,015 SKK/€ 206.226 2.007,8 1.026.464 11.920,2 608,1

Ungarn 266,575 HUF/€ 139.773 1.187,0 610.085 4.279,2 229,2

Rumänien 4,016 RON/€ 14.029 72,5 118.466 578,7 21,6

Kroatien 7,329 HRK/€ 24.840 189,8 117.243 787,1 59,5

1) Mittlerer Geld/Brief-Devisenkurs im Freiverkehr.
2) Einschließlich Erhöhungen.
3) Ohne Zinsgutschriften.

Bausparen im mittel- und osteuropäischen Ausland 2008



Konjunkturstützend. Der Auszahlungsrekord bei den Baugeldern im Jahr

2008 bestätigt erneut die wichtige Rolle des Bausparens für die Arbeits-

plätze in der Bauindustrie und im Handwerk.





Umsetzung des Eigenheimrentengesetzes 

Bei der Umsetzung des Eigenheimrentengesetzes durch ein förderungsfähi-

ges Bausparangebot standen die Bausparkassen insbesondere vor den He -

rausforderungen, ein Altersvorsorge-Bausparprodukt zu entwickeln und die

Zulagenverwaltung einzurichten. Diese gemeinsamen Herausforderungen lie-

ßen Lösungen auf Verbandsebene sinnvoll erscheinen. 

ALTERSVORSORGE-BAUSPARVERTRAG

Der Verband hatte sich frühzeitig mit den Zertifizierungskriterien des zunächst

nur als Entwurf vorliegenden Altersvorsorge-Zertifizierungsgesetzes befasst.

Er erörterte in zwei Gesprächen im April und Mai 2008 mit der Fachabteilung

der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) unter Einbezie-

hung der Zertifizierungsstelle den Bausparvertrag als Altersvorsorgevertrag.

Anschließend hat der Verband Allgemeine Bedingungen für Altersvorsorge-

Bausparverträge entworfen. Er hat dazu die Muster-ABB der privaten Bau -

sparkassen angepasst, damit die Zertifizierungskriterien erfüllt werden können.

Anfang September 2008 hat der Verband einen Antrag auf Zertifizierung eines

als Muster verwendbaren Altersvorsorge-Bausparvertrags gestellt. Der Muster-
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vertrag enthält eine optionale Regelung eines Vorfinanzierungsdarlehens. Die

besonderen Bedingungen für die Vorfinanzierung finden sich am Ende der ABB. 

Am 15. Oktober 2008 hat der Verband das Zertifikat für den als Muster ver-

wendbaren Altersvorsorge-Bausparvertrag erhalten. Danach konnten die

Mitgliedsinstitute die Zertifizierung ihrer Verträge nach dem Mustervertrag

beantragen.

Mit Wirkung ab dem 1. November 2008 sind von der Zertifizierungsstelle an

16 Bausparkassen insgesamt 26 Zertifikate für Altersvorsorgeverträge über

Bausparen oder Baufinanzierung erteilt worden. Bis Mitte Mai 2009 haben

20 Bausparkassen, darunter zehn private Institute, insgesamt 34 Zertifikate

erhalten.  

ALTERSVORSORGE-ZULAGENVERWALTUNG

Auf der Grundlage eines im Verband erstellten Fachkonzepts für die Zulagen-

verwaltung mit einem Katalog von Anforderungen an das Outsourcing nah-

men interessierte Verbandsmitglieder gemeinsam Gespräche mit potentiellen

Auslagerungsunternehmen auf. Vertreter dieser Mitgliedsinstitute gaben Ende

Oktober 2008 eine Empfehlung zur Auslagerung der Zulagenverwaltung auf

einen ausgewählten Dienstleister. Bis Ende April 2009 haben sich sieben Ver-
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bandsmitglieder für einen Auslagerungsvertrag mit diesem Dienstleister ent-

schieden.

Das Bundesfinanzministerium (BMF) nahm mit einem Schreiben vom 20. Ja-

nuar 2009 zur steuerlichen Förderung der privaten Altersvorsorge und der be-

trieblichen Altersversorgung umfassend Stellung. 

Die Zentrale Zulagenstelle für Altersvermögen (ZfA) bei der Deutschen Ren-

tenversicherung Bund hat eine User-Group für Anbieter zur Umsetzung des

Eigenheimrentengesetzes eingerichtet, an der eine Arbeitsgruppe des Ver-

bandes teilnimmt. In der User-Group ist u. a. das mit dem Altersvorsorge-Ei-

genheimbetrag verbundene Verfahren der Beantragung der Entnahme bei der

ZfA erörtert worden. Mit dem BMF-Schreiben wird die Möglichkeit dargestellt,

dass der Zulagenberechtigte den Anbieter zur Antragstellung bevollmächti-

gen kann. 

Ab 2010 soll ein maschinelles Verfahren für die Bearbeitung des Entnahme-

antrags zum Einsatz kommen. Dann soll der Anbieter die für die Prüfung der

Entnahmevoraussetzungen erforderlichen Daten der ZfA übermitteln und das

Vorliegen der den Daten zugrunde liegenden Nachweise bestätigen können.
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Eigenkapitalvorschriften; 
EU-Richtlinien über eine 
angemessene Eigenkapitalausstattung 

Die EU-Kommission hatte im Oktober 2008 einen Vorschlag für die Änderung

der Richtlinien zur Eigenkapitalausstattung veröffentlicht. Darüber hi naus

hatte eine vom Kommissionspräsidenten Barroso eingesetzte Expertengrup-

pe in ihrem Bericht zur Finanzmarktkrise vom Februar 2009 verschiedene

Empfehlungen zur Aufsicht über und zur Regulierung von Finanzinstituten

gegeben. 

Das Europäische Parlament verabschiedete am 6. Mai 2009 eine Entschlie-

ßung zu den Eigenkapitalrichtlinien in Form einer Änderungsrichtlinie. Zur

Bankenrichtlinie sollen danach insbesondere

die Eigenmitteldefinition, insbesondere hinsichtlich der hypriden Kapital-

instrumente, neu gefasst werden, 

bei Großkrediten eine zusätzliche Obergrenze im Interbankenhandel von

150 Mio. Euro bestimmt werden,

für die Übermittlung der Berechnungen der Eigenkapitalanforderungen

durch die Kreditinstitute ab dem 31. Dezember 2012 einheitliche Melde-

formate, -intervalle und -termine zur Anwendung kommen,
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die Kommission aufgefordert werden, bis Ende 2009 Maßnahmen zu unter-

suchen, um die pro-zyklischen Wirkungen der Regulierung abzubauen und

um den Leverage-Aufbau im Bankensystem zu beschränken. 

Die Mitgliedsstaaten sollen nach der parlamentarischen Entschließung die er-

forderlichen nationalen Vorschriften bis zum 31. Oktober 2010 erlassen. Die

Vorschriften sollen ab dem 31. Dezember 2010 angewandt werden. 

Risikomanagement

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) stellte in ihrem

Jahresbericht 2008 fest, dass die deutschen Bausparkassen von der Finanz-

krise vergleichsweise wenig getroffen worden seien. „Die Kreditausfälle blie-

ben durch die Spezialisierung auf die private Wohnungsbaufinanzierung

weiterhin niedrig. Auch Abschreibungen auf Kapitalanlagen waren nur in äu-

ßerst geringem Umfang erforderlich. Die Vorschriften des Bausparkassenge-

setzes beschränken die Anlagemöglichkeiten der Bausparkassen auf Anlagen

in besonders sichere Papiere. … Die Refinanzierung erfolgt im Wesentlichen

über Bauspareinlagen, so dass sich auch bei der Geldbeschaffung für die Ins -

titute keine Probleme ergaben.“ 



NEUFASSUNG DER MINDESTANFORDERUNGEN 

AN DAS RISIKOMANAGEMENT

Die BaFin hatte in Folge verschiedener internationaler Regulierungsinitiati-

ven vor dem Hintergrund der Finanzmarktkrise im Februar 2009 den Entwurf

einer Neufassung der MaRisk vorgelegt. Beide Bausparkassenverbände nah-

men gemeinsam eingehend Stellung.

Die BaFin hat einige Vorschläge der Bausparkassenverbände bereits in einen

Zwischenentwurf der neugefassten MaRisk übernommen. So sollen besonde-

re Maßstäbe aus spezialgesetzlichen Regelungen, wie z. B. bei Bausparkassen

hinsichtlich der Kollektivsteuerung, beim Risikomanagement auf Gruppen-

ebene berücksichtigt werden.
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ÜBERARBEITUNG DER PRÜFUNGSBERICHTSVERORDNUNG

Die BaFin hatte 2006 einen ersten Diskussionsentwurf zur Überarbeitung der

Prüfungsberichtsverordnung vorgelegt. Seitdem verfolgt sie das Ziel, die Ver-

ordnung risikoorientierter zu gestalten, d. h. sie künftig flexibler und mehr an

Grundsätzen auszurichten und sie weniger detailliert abzufassen.

Die BaFin entwarf im Mai 2009 eine Neufassung der Prüfungsberichtsverord-

nung, mit der die Verordnung vor allem auf den Stand des Regelwerks „Basel

II“ gebracht werden soll.
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Änderung der Bausparkassen-Verordnung

Im Laufe des Jahres 2008 waren die Bausparkassenverbände mit verschiede-

nen Änderungsanträgen zur Bausparkassen-Verordnung an die BaFin heran-

getreten. 

Die BaFin leitete im März 2009 ein Konsultationsverfahren zur Änderung der

Bausparkassen-Verordnung ein. Beide Bausparkassenverbände haben dem Ent-

wurf der BaFin zugestimmt. Die Änderungsverordnung sollte möglichst bald

in Kraft gesetzt werden, um den Bausparkassen eine frühzeitige Nutzung der

Erleichterungen zu ermöglichen. 

Die Dritte Verordnung zur Änderung der Bausparkassen-Verordnung ist dann

am 6. Mai 2009 veröffentlicht und am 7. Mai 2009 in Kraft gesetzt worden.

Sie enthält folgende Änderungen: 

In § 2 ist die Großbausparvertragsgrenze auf 300.000 Euro angehoben

worden. 

Die Regelung des § 5 zu Ersatzsicherheiten ist entfallen. 

In § 6 ist eine einheitliche Höchstbetragsgrenze von 30.000 Euro für Blan-

kodarlehen und Darlehen gegen Verpflichtungserklärung eingeführt wor-

den. Diese Darlehen dürfen insgesamt 30 Prozent des Forderungsbestan-
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des einer Bausparkasse nicht übersteigen. Die Unterkontingente sind ent-

fallen. 

Durch eine Neuregelung der Zuführung zum Fonds zur bauspartechnischen

Absicherung in § 8 werden besondere Tarifkonstruktionen bei der Dotie-

rung besser berücksichtigt. 

In § 9 werden besondere Tarifkonstruktionen beim Einsatz des Fonds be-

rücksichtigt. 
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Reform der Rechnungslegungsvorschriften;
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz

Das Bundesministerium der Justiz machte im Mai 2008 den Regierungsent-

wurf des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes bekannt. Der Deutsche Bundes-

tag hat das Gesetz in einer Fassung angenommen, die eine maßvolle Anpas-

sung der handelsrechtlichen Vorschriften an die internationalen Standards

vorsieht.

Das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz ist Ende Mai 2009 mit seiner Veröf-

fentlichung in Kraft getreten. Die geänderten HGB-Vorschriften sind grund-

sätzlich erstmals auf Geschäftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember

2009 beginnen. Die neuen Vorschriften können – jedoch nur insgesamt – auch

schon auf nach dem 31. Dezember 2008 beginnende Geschäftsjahre ange-

wandt werden. 



Umsetzung der EU-Richtlinie 
über Zahlungsdienste; 
Euro-Zahlungsverkehrsraum (SEPA) 

Beide Bausparkassenverbände hatten sich im Mai 2008 dafür ausgesprochen,

dass auch bei SEPA-Überweisungen die heutigen Textschlüsselinformationen

für den Verwendungszweck der Überweisung auf nationaler Ebene verwendet

werden können. Der Zentrale Kreditausschuss unterstützt diese Anregung. Da-

nach sollen auch bei SEPA-Zahlungen die vermögenswirksamen Leistungen

gekennzeichnet werden können. 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) legte im Juni 2008 den Referentenent-

wurf eines Gesetzes zur Umsetzung der aufsichtsrechtlichen Vorschriften der

Zahlungsdiensterichtlinie vor. Beide Bausparkassenverbände haben in ihrer

gemeinsamen Stellungnahme insbesondere darauf hingewiesen, dass die Richt-

linie nur auf solche Zahlungsdienstleister Anwendung finden soll, deren Haupt-

tätigkeit darin besteht, Zahlungsdienste zu erbringen. Die in der Richtlinie ge-

nannten Zahlungsdienste betreffen die Durchführung des Girogeschäfts und

gehören nicht zu den Tätigkeiten der Bausparkassen.

Das BMF hat in einer Anhörung der Verbände zum Gesetzentwurf zur Umset-

zung der aufsichtsrechtlichen Vorschriften der Zahlungsdiensterichtlinie im

Juli 2008 dem Petitum des Verbandes zugestimmt, dass unter den Begriff der
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Zahlungsdienste nicht die bloße Erfüllung von Verpflichtungen aus einem

Grundgeschäft fällt. Zahlungsvorgänge von Bausparkassen wären damit nicht

als Zahlungsdienste anzusehen. Der Regierungsentwurf des Gesetzes vom Ok -

tober 2008 trägt dem Petitum der Bausparkassenverbände Rechnung. 

Zu einem Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Umsetzung des zivilrecht-

lichen Teils der Zahlungsdiensterichtlinie hat der Bundesrat im Dezember 2008

empfohlen, die SEPA-Lastschrift durch eine gesetzliche Übergangsregelung

einzuführen, um die bestehende Einzugsermächtigung in das SEPA-Last-

schriftmandat zu ändern. 

Ein Endtermin für das bisherige Lastschriftverfahren ist nicht vorgeschlagen

worden. Nach dem Regierungsentwurf kann „das beliebte und weit verbreitete

Einzugsermächtigungslastschriftverfahren“ bestehen bleiben. Die Regelungen

zu den Zahlungsdiensten sollen am 31. Oktober 2009 in Kraft gesetzt werden.

Die Bundesregierung hat sich Anfang Februar 2009 in ihrer Gegenäußerung

auf die Stellungnahme des Bundesrates gegen eine gesetzliche Festlegung

einer Umstellung der bestehenden Einzugsermächtigung in das SEPA-Last-

schriftmandat zum jetzigen Zeitpunkt ausgesprochen. Dadurch wird einerseits

ein Umstellungszwang mit seinen negativen Auswirkungen auf die Kunden-

beziehungen vermieden, während andererseits die Option für diese Umstel-

lungslösung erhalten bleibt. 
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Vertrauenswürdig. Als bewährter institutioneller Risikopuffer genießt

Bausparen auch das Vertrauen der Politik. Kleine staatliche Anreize ent-

falten große Wirkung.





Steuerbürokratieabbaugesetz 

Der Verband hatte sich im Jahr 2006 gegenüber dem Bundesfinanzministe-

rium (BMF) und dem Finanzausschuss des Deutschen Bundestages dafür aus-

gesprochen, dass umsatzsteuerbefreite Finanzdienstleistungen von der Vor-

schrift zur Ausstellung von Rechnungen befreit werden.

Das BMF griff Mitte 2008 mit einem Referentenentwurf für ein Steuerbüro-

kratieabbaugesetz das Petitum des Verbandes auf und sah vor, Steuerpflich-

tige von der Verpflichtung zur Ausstellung von Rechnungen bei Ausführung

steuerfreier Leistungen zu befreien.

Zum Regierungsentwurf dieses Gesetzes hat der Bundesrat entsprechend einer

Anregung beider Bausparkassenverbände vorgeschlagen, für die Datenüber-

mittlung der Bausparkassen zu den Wohnungsbau-Prämienanträgen und ana-

log zu den Anzeigen vorzeitiger Verfügungen über vermögenswirksame Leis-

tungen an die Zentralstelle der Länder die Vorschriften des Wohnungsbau-

Prämiengesetzes und der Vermögensbildungs-Durchführungsverordnung

dahingehend zu ändern, dass die Datenübermittlungen statt „auf amtlich vor-

geschriebenen maschinell verwertbaren Datenträgern“ künftig „durch Daten-

fernübertragung“  durchzuführen sind. 

Das Steuerbürokratieabbaugesetz ist mit diesen Erleichterungen für die Insti-

tute am 1. Januar 2009 in Kraft getreten.
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Marktschwankungsanalyse 

Bereits im Jahr 2007 hatte der Verband ein Konzept zur regelmäßigen Über-

wachung der Immobilienwerte entwickelt, das den Anforderungen des § 20 a

Abs. 6 KWG gerecht wird. Das Konzept ermöglicht es den Bausparkassen, ihre

als Sicherheiten gehaltenen Immobilien in regelmäßigen Abständen zu über-

prüfen und bei Auftreten entsprechender Marktschwankungen neu zu be-

werten. Die Nutzung des Konzepts durch die Bausparkassen ist im August

2008 durch die BaFin anerkannt worden. 

Zulässigkeit der Abschlussgebühr

Die Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen hat am 27. Mai 2008 auf ihrer

Jahrespressekonferenz angekündigt, in einer gegen drei Bausparkassen ge-

richteten Abmahnaktion die Zulässigkeit der von den Bausparkassen berech-

neten Abschlussgebühr gerichtlich klären zu lassen. 

Als erstes Gericht hat das Landgericht Heilbronn mit Urteil vom 12. März 2009

die Abschlussgebühr für rechtlich wirksam beurteilt. Zwischenzeitlich haben

das Landgericht Dortmund und das Landgericht Hamburg diese Rechtsauf-

fassung bestätigt und darüber hinaus entschieden, dass auch die Erhebung

eines Agios und einer Darlehensgebühr rechtmäßig sind. 
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Geldwäschegesetz

Der Verband hat sich im Jahr 2008 an der Diskussion des Geldwäschebe-

kämpfungsergänzungsgesetzes im Deutschen Bundestag und Bundesrat aktiv

beteiligt. Das Gesetz ist am 21. August 2008 in Kraft getreten. Die Geldwä-

schebeauftragten der Bausparkassen haben im Anschluss an das Inkrafttre-

ten des Gesetzes einen Leitfaden zur Umsetzung der neuen Vorgaben für die

Bausparkassen erarbeitet. Diese Auslegungs- und Anwendungshinweise zum

Geldwäschebekämpfungsergänzungsgesetz sind mit der Bundesanstalt für Fi-

nanzdienstleistungsaufsicht im Januar 2009 abgestimmt worden. 
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Verbraucherkredit

Im Anschluss an den im Juli 2008 vom Bundesministerium der Justiz veröf-

fentlichten Referentenentwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Verbrau-

cherkreditrichtlinie, des zivilrechtlichen Teils der Zahlungsdiensterichtlinie

sowie zur Neuordnung der Vorschriften über das Widerrufs- und Rückgabe-

recht hat der Verband eine Vielzahl von Stellungnahmen in diesem nationa-

len Gesetzgebungsverfahren abgegeben. In der Folgezeit hat sich der Rechts-

ausschuss des Verbandes mit der praktischen Umsetzung der Vorgaben aus

der Verbraucherkreditrichtlinie im deutschen Recht beschäftigt und begon-

nen, einen Praxisleitfaden für die Branche zu erstellen. Aufgrund der zahlrei-

chen Änderungen im Bereich der vorvertraglichen Informationspflichten sowie

bei den Vorschriften zum Widerruf und der Werbung kommt auf die Branche

umfangreicher und kosten intensiver Anpassungs- und Änderungsbedarf zu.

Die unklaren Vorgaben der Richtlinie lassen zudem erwarten, dass die Gerichte

künftig die Interpretation übernehmen. 
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Risikobegrenzungsgesetz

Das Risikobegrenzungsgesetz wurde am 18. August 2008 veröffentlicht und

trat am 19. August 2008 ohne Übergangsvorschriften in Kraft. 

Der Verband hat sich Ende August 2008 mit den kurzfristigen Auswirkungen

des Risikobegrenzungsgesetzes auf die Branche befasst. Im Rechtsausschuss

wurden rechtliche Hinweise zur praktischen Umsetzung und Anwendung des

Gesetzes erarbeitet. 

Verbraucherschutz bei Finanzdienstleistungen

Der Verband hat die Diskussionen um die Erhöhung des Verbraucherschutzes

bei Finanzdienstleistungen eng begleitet. Besondere Beachtung hat dabei die

vom Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

erstellte Studie „Anforderungen an Finanzvermittler – mehr Qualität, bessere

Entscheidungen“ mit ihren expliziten Forderungen zur Regulierung der Fi-

nanzvermittler gefunden. 
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Einlagensicherung

Im Rahmen der Diskussion der Änderung der Einlagensicherungsrichtlinie auf

europäischer Ebene und der Umsetzung in das deutsche Recht hat der Ver-

band sich anlässlich des deutschen Gesetzgebungsverfahrens dafür ausge-

sprochen, dass die Novelle des Einlagensicherungsrechts sich eng an die Vor-

gaben der europäischen Richtlinie halten solle. 

Hypothekarkredit

Nach der Veröffentlichung des Weißbuchs war und ist die Europäische Kom-

mission primär mit der Durchführung der angekündigten Studien, der Ein-

richtung von Expertengruppen und Verbrauchertests im Bereich Hypothekar-

kredit befasst. Mit Hilfe der erzielten Ergebnisse soll eine mögliche Regulie-

rung im Bereich des Hypothekarkredits auf europäischer Ebene gerechtfertigt

werden. Dies fällt angesichts des äußerst geringen Potenzials für direkten

grenzüberschreitenden Verkehr aufgrund sprachlicher und kultureller Barrie-

ren relativ schwer. Hierauf hat der Verband stets hingewiesen und daran er-

innert, dass eine Regulierung folgenschwere, nachteilige Auswirkungen auf

die Produktvielfalt in der EU haben könnte. Aufgrund der Schwierigkeiten, eine

Regulierung des Hypothekarkredits nicht ohne weiteres begründen zu kön-

nen, hat sich die Europäische Kommission entschieden, neben diesem Bereich
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einen neuen Schwerpunkt zu setzen. Dieser neue Schwerpunkt soll die Kre-

ditvergabe im Allgemeinen betreffen und somit sowohl den Hypothekarkre-

dit als auch den Verbraucherkredit umfassen. Hierbei soll es sich konkret um

Prinzipien und Vorschriften zur sogenannten verantwortungsvollen Kredit-

vergabe und Kreditaufnahme handeln. Die Europäische Kommission nutzt die

Finanzkrise als Auffangargument. Wie sich etwaige Maßnahmen auf die Um-

setzung der Verbraucherkreditrichtlinie auswirken werden, ist noch ungeklärt.

Derweil verfolgt die Kommission weiter die Durchführung der Studien zum

Hypothekarkredit. Im Herbst 2009, wenn sich die EU-Kommission nach der

Wahl zum Europäischen Parlament neu formiert hat, werden die ersten Er-

gebnisse erwartet. Dies betrifft insbesondere die Folgenabschätzungsstudie

zu verschiedenen Regulierungsoptionen im Bereich von Informationspflich-

ten, Effektivzins, vorzeitige Rückzahlung von Darlehen. 

Der Verband bemängelte die Vergabe der Folgenabschätzungsstudie an die

Unternehmensberatung London Economics. Diese war schon in ihrer letzten

großen Studie 2005 zum Hypothekarkreditmarkt aufgefallen. Sie hatte da-

mals Vorschläge für die zukünftige Gestaltung des Hypothekarkreditgeschäfts

in der EU vorgelegt, die sich im Zuge der Subprime-Krise als völlig falsch er-

wiesen. 
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Das hat die EU-Kommission jedoch nicht daran gehindert, im Sommer 2008

eine weitere Studie im Bereich Hypothekarkredit an London Economics zu

vergeben. Dabei sollten auch die Marktanteile von nichteinlagenbasierten

Kredit instituten in der EU sowie die Hindernisse für das grenzüberschreiten-

de Geschäft analysiert werden, um die Notwendigkeit der Einführung eines

euro päischen Passes einzuschätzen. Die EU-Kommission veröffentlichte am

2. Dezember 2008 die Ergebnisse der Studie über die Regulierung und Auf-

sicht von nichteinlagenbasierten Kreditinstituten (non-credit institutions).

Der Verband wies in seiner Analyse auf die an angelsächsischen Denkmus-

tern ausgerichteten Schwächen dieser Studie hin. Vor allem wurde an die kri-

senverschärfende Rolle der nichteinlagenbasierten Kredit institute insbeson-

dere aus Großbritannien und Irland im EU-Wohnungsfinanzierungsmarkt bei

der Subprime-Krise erinnert. 
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Verbraucherrechte

Am 8. Oktober 2008 hat die Europäische Kommission einen Richtlinienvor-

schlag über EU-Verbraucherrechte vorgelegt. 

Der Richtlinienvorschlag sieht die Vollharmonisierung von vier EU-Verbraucher-

recht-Richtlinien vor, im Einzelnen der Haustürwiderrufsrichtlinie 85/577/EWG,

der Richtlinie über missbräuchliche Klauseln (AGB-Richtlinie) 93/13/EWG, der

allgemeinen Fernabsatzrichtlinie 97/7/EG und der Verbrauchsgüterkaufricht-

linie 99/44/EG. Diese sollen in eine einzelne horizontale Verbraucherrechts-

Rahmenrichtlinie umgewandelt werden. Die Europäische Kommission bezweckt

mit einer solchen horizontalen Richtlinie, einen funktionierenden Binnenmarkt

für Verträge zwischen Unternehmern und Verbrauchern zu schaffen. Auf Fi-

nanzdienstleistungen soll die Richtlinie insofern Anwendung finden, als keine

anderweitigen Vorschriften bestehen. Im Einzelnen bedeutet dies, dass sämt-

liche neue Regelungen über missbräuchliche Vertragsklauseln (AGB-Recht)

auf alle Finanzdienstleistungen an Verbraucher Anwendung fänden. Der Ver-

band setzte sich gegenüber dem Rat der Europäischen Union und dem Euro-

päischen Parlament dafür ein, einen Flickenteppich der Verbraucherrechte im

Bereich der Finanzdienstleistungen zu verhindern. Sachgemäß wäre es, die

bisherigen klaren Definitionen von Haustür- und Fernabsatzgeschäften bei-

zubehalten. Ferner plädierte der Verband für Rechtsklarheit und Einheitlich-

keit bei den Informationspflichten und Widerrufsbelehrungen. 
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Das Ombudsverfahren 
der privaten Bausparkassen

Das Ombudsverfahren der privaten Bausparkassen hat sich im siebten Jahr

seines Bestehens als Möglichkeit der außergerichtlichen Streitbeilegung von

Meinungsverschiedenheiten zwischen privaten Bausparkassen und ihren Kun-

den weiter bewährt.

Im Berichtszeitraum konnten alle 644 gegen Mitglieder des Verbandes gerich-

teten Verfahren aus dem Jahr 2007 und über 4/5 der 675 Verfahren aus dem

Jahr 2008 abgeschlossen werden. 

Zum Ausgang der im Jahr 2007 bei der Kundenbeschwerdestelle eingegangenen

und vollumfänglich abgeschlossenen Beschwerden ist folgendes anzumerken:

Von den 644 Beschwerden konnten 149 bereits im Vorfeld erledigt werden.

Wie bereits in den Vorjahren zeigte sich hier die Bereitschaft der Bauspar-

kassen, ihren Kunden in einer Vielzahl von Fällen entgegen zu kommen. So

halfen die Bausparkassen 100 Beschwerden gänzlich ab und erzielten in wei-

teren 38 Fällen eine vergleichsweise Einigung. In 11 Fällen nahmen die Kun-

den aus unterschiedlichen Gründen von einer weiteren Verfolgung ihres An-

liegens Abstand, so dass auch diese Beschwerden keiner Vorlage mehr bei den

Ombudsleuten bedurften.
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Von den 495 den Ombudsleuten vorgelegten und durch Schlichtungsspruch

entschiedenen Beschwerden waren 57 unzulässig. In diesen Fällen konnte das

Verfahren nicht stattfinden, weil etwa der Beschwerdegegenstand bereits vor

Gericht anhängig war, die Klärung des Sachverhalts einer Beweisaufnahme

durch Zeugen- oder Parteivernehmung bedurfte, der Anspruch bereits verjährt

war und sich die Bausparkasse auf den Eintritt der Verjährung berufen hatte

oder der Schlichtungsspruch eine Entscheidung über eine in der höchstrichter-

lichen Rechtsprechung noch nicht entschiedenen Grundsatzfrage erforderte. 

Von den verbleibenden 438 zulässigen Beschwerden des Jahres 2007 gingen

344 zugunsten der Bausparkasse und 60 zugunsten der Beschwerdeführer aus.

In 34 Fällen wurde den Parteien ein Vergleichsvorschlag durch die Ombuds-

leute unterbreitet.

Zum Inhalt der im Jahr 2008 eingegangenen Beschwerden ist auszuführen,

dass die von der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen angestoßene Dis-

kussion über die Rechtmäßigkeit der Abschlussgebühr bei Bausparverträgen

nur einen relativ geringen Niederschlag im Ombudsverfahren gefunden hat.

Ein Grund hierfür dürfte der von der ganz überwiegenden Anzahl der Bau -

sparkassen gegenüber den Kunden erklärte Verzicht auf die Einrede der Ver-

jährung gewesen sein. Für diese hat somit kein Anlass mehr bestanden, das

Ombudsverfahren in Anspruch zu nehmen. 
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Gleichwohl entfielen 20 Prozent der Beschwerden auf Unstimmigkeiten im

Zusammenhang mit Gebühren. 18 Prozent betrafen Regelungen im Darle-

hensvertrag. In 11 Prozent der Fälle machten Kunden eine unzureichende Be-

ratung geltend. In 6 Prozent gab die Höhe der Bausparsumme Anlass zur Ein-

gabe. In 5 Prozent der Fälle stand die Nichtannahme von Sparbeiträgen, ins-

besondere Sonderzahlungen, zur Diskussion. In 2 Prozent der Fälle baten

Kunden um eine Überprüfung von Vorfälligkeitsentgelten. 38 Prozent der Fälle

konnten keiner der vorgenannten Kategorien zugeordnet werden.

Im Unterschied zu anderen Ombudsverfahren hat sich die Finanzkrise bei den

privaten Bausparkassen 2009 nicht bemerkbar gemacht. Die Zahl der Einga-

ben bewegt sich in den ersten fünf Monaten auf Vorjahresniveau. 
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Traditionsreich. Seit vielen Generationen ist Bausparen in den Köpfen

der Menschen fest verankert. Die Bausparidee wird von den Großeltern

und Eltern weitergegeben.
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Tabelle 1:
Wohnungsfinanzierung nach Institutsgruppen1 2005 bis 2008

Finanzierungsquellen Auszahlungen2

2005 2006 2007 2008

Mio. € % Mio. € % Mio. € % Mio. € %

Bausparkassen insges.3 29.951    33,5    31.796    34,1  35.053 33,6  40.867 37,3 

- private Bauspark. (21.882) (24,5) (23.416) (25,1) (26.030) (25,0) (30.849) (28,2)

- öffentliche Bauspark. (8.069) (9,0) (8.380) (9,0) (9.023) (8,6) (10.018) (9,1)

private 
Pfandbriefbanken4 12.744    14,3    13.285    14,2   22.400 21,5        20.100 18,4

öffentliche Banken 8.372    9,4    8.883    9,5          10.371 9,9 10.149 9,3

Sparkassen 33.911    38,0    34.898    37,4 32.246 30,9 34.353    31,4

Lebensversicherungs-
unternehmen 4.359    4,9    4.502    4,8            4.248 4,1 3.990    3,6

Summe   89.337    100,0    93.364    100,0    104.318 100,0 109.459 100,0

1) Mittel der Banken und der öffentlichen Hand nicht erfassbar.

2) Wegen unterschiedlicher Institutsabgrenzungen zwischen den Pfandbriefbanken und anderen Instituten sind die 
Angaben ab 2007 mit denen der Vorjahre nur eingeschränkt vergleichbar.

3) Einschließlich Ansparbeiträge. 

4) Ab 2008 einschließlich im Verband deutscher Pfandbriefbanken vertretener Groß- und Regionalbanken.

Tabelle 2: 
Auszahlungen aller deutschen Bausparkassen 
1999 bis 2008

Jahr Auszahlungen Auszahlungen Auszahlungen Auszahlungen
nach Zuteilung1 an Vor- und Zwischenkrediten an sonstigen Baudarlehen insgesamt

Anteil Anteil Anteil
Mio. € % Mio. € % Mio. € % Mio. €

1999 19.871,3 53,6 14.872,7 40,1 2.308,5 6,2 37.052,62

2000 22.870,8 60,1 13.323,0 35,0 1.854,0 4,9 38.047,8

2001 22.498,1 61,2 12.397,6 33,7 1.852,2 5,0 36.747,9

2002 19.657,6 56,8 12.749,5 36,8 2.214,6 6,4 34.621,7

2003 18.559,7 50,7 15.542,4 42,4 2.532,3 6,9 36.634,4

2004 17.252,0 51,9 13.726,3 41,3 2.245,9 6,8 33.224,2

2005 15.664,0 52,3 12.362,3 41,3 1.924,2 6,4 29.950,62

2006 17.846,3 56,1 11.950,1 37,6 2.000,0 6,3 31.796,4 

2007 21.385,7 61,0 11.838,4 33,8 1.829,0 5,2 35.053,1 

2008 26.126,9 63,9 12.355,1 30,2 2.384,7 5,8 40.866,7 

1) Reine Auszahlungen ohne die zur Ablösung von Zwischenkrediten dienenden Beträge.
Bauspareinlagen und Bauspardarlehen.

2) Differenz in der Summe durch Runden der Zahlen.
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Tabelle 3:
Regionale Gliederung der genehmigten Wohnungen und der Auszahlungen
aller deutschen Bausparkassen 2007 und 2008

Bundesland 2007 2008

Wohnungen in Auszahlungen der Wohnungen in Auszahlungen der
genehmigten  Bausparkassen für genehmigten Bausparkassen für
Bauvorhaben1 den Wohnungsbau2 Bauvorhaben1 den Wohnungsbau2

Anzahl % Mio. € % Anzahl % Mio. € %

Schleswig-Holstein 7.069 3,9 1.185,4 3,5 7.374 4,2 1.410,6 3,5

Hamburg 4.575 2,5 439,1 1,3 3.765 2,2 521,6 1,3

Niedersachsen 14.664 8,0 3.406,5 10,0 13.158 7,5 3.908,3 9,8

Bremen 1.039 0,6 231,2 0,7 872 0,5 265,4 0,7

Nordrhein-Westfalen 38.588 21,2 6.399,2 18,7 34.451 19,7 7.387,8 18,6

Hessen 14.441 7,9 2.565,4 7,5 12.126 6,9 2.985,1 7,5

Rheinland-Pfalz 9.397 5,2 2.260,9 6,6 9.023 5,2 2.459,2 6,2

Baden-Württemberg 26.606 14,6 5.673,0 16,6 25.971 14,9 6.724,0 16,9

Bayern 36.866 20,2 6.251,7 18,3 35.046 20,1 7.495,4 18,9

Saarland 1.482 0,8 476,8 1,4 1.473 0,8 553,5 1,4

Berlin 4.883 2,7 658,6 1,9 6.325 3,6 746,3 1,9

Brandenburg 7.216 4,0 985,9 2,9 7.454 4,3 1.132,4 2,8

Mecklenburg-Vorpommern 4.354 2,4 548,9 1,6 5.032 2,9 630,1 1,6

Sachsen 5.153 2,8 1.506,1 4,4 6.027 3,5 1.650,6 4,2

Sachsen-Anhalt 2.596 1,4 822,2 2,4 3.771 2,2 932,6 2,3

Thüringen 3.386 1,9 786,7 2,3 2.727 1,6 949,5 2,4

Deutschland 182.315 100,1 34.197,73 100,1 174.595 100,1 39.752,23 100,0

1) In Wohn- und Nichtwohnbauten. Quelle: Statistisches Bundesamt. 

2) Auszahlungen für den Wohnungsneubau, den Kauf, die Entschuldung, Modernisierung, 
Instandsetzung und andere wohnungswirtschaftliche Zwecke.
Reine Auszahlungen ohne die zur Ablösung von Zwischenkrediten dienenden Beträge.

3) Differenz in der Summe durch Runden der Zahlen.
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Tabelle 4: 
Eingelöste Neuabschlüsse bei allen deutschen Bausparkassen 
1999 bis 2008

Jahr Anzahl Bausparsummen1

absolut Änderung gegenüber Mio. € Änderung gegenüber
Vorjahr (%) Vorjahr (%)

a) In Westdeutschland2

1999 3.226.738 + 3,6 71.734,5 + 9,6

2000 2.696.141 - 16,4 61.613,9 - 14,1

2001 2.767.940 + 2,7 63.190,3 + 2,6

2002 2.847.214 + 2,9 67.272,6 + 6,5

2003 3.826.734 + 34,4 89.509,2 + 33,1

2004 3.318.425 - 13,3 82.523,3 - 7,8

2005 3.068.924 - 7,5 81.099,1 - 1,7

2006 2.867.327 - 6,6 82.357,4 + 1,6

2007 2.582.768 - 9,9 77.493,1 - 5,9

2008 2.915.707 + 12,9 84.223,9 + 8,7

b) In Ostdeutschland2

1999 666.654 + 1,5 13.261,7 + 6,6

2000 561.764 - 15,7 11.351,8 - 14,4

2001 595.355 + 6,0 11.700,4 + 3,1

2002 619.133 + 4,0 12.221,9 + 4,5

2003 823.423 + 33,0 15.842,2 + 29,6

2004 695.310 - 15,6 13.697,5 - 13,5

2005 641.782 - 7,7 12.991,5 - 5,2

2006 601.714 - 6,2 12.650,5 - 2,6

2007 524.417 - 12,8 11.698,3 - 7,5

2008 612.154 + 16,7 13.137,2 + 12,3

c) In Deutschland insgesamt3

1999 3.910.916 + 3,2 85.607,2 + 9,1

2000 3.273.334 - 16,3 73.558,7 - 14,1

2001 3.380.055 + 3,3 75.620,4 + 2,8

2002 3.485.234 + 3,1 80.422,3 + 6,4

2003 4.671.181 + 34,0 106.458,4 + 32,4

2004 4.035.097 - 13,6 97.361,4 - 8,5

2005 3.733.856 - 7,5 95.420,2 - 2,0

2006 3.492.059 - 6,5 96.383,4 + 1,0

2007 3.128.851 - 10,4 90.442,2 - 6,2

2008 3.549.190 + 13,4 98.612,1 + 9,0

1) Einschließlich Erhöhungen.
2) Berlin ist insgesamt Ostdeutschland zugeordnet worden.
3) Einschließlich Neuabschlüsse von Bausparern mit Sitz im Ausland (i.d.R. EU).
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Tabelle 5: 
Vertragsbestände bei allen deutschen Bausparkassen 
1999 bis 2008 (jeweils per 31.12.)

Jahres- Nicht zugeteilte Zugeteilte Bausparverträge
ende Bausparverträge Bausparverträge insgesamt

Anzahl Bausparsummen Anzahl Bausparsummen Anzahl Bausparsummen
(Mio. €) (Mio. €) (Mio. €)

1999 25.068.396 492.936,8 8.341.812 164.177,2   33.410.208 657.114,0

2000 24.761.348 496.516,0   8.112.783 162.176,7 32.874.131 658.692,81

2001 24.694.542 505.771,9 7.892.227 160.274,6 32.586.769 666.046,5

2002 24.909.136 523.087,4 7.513.089 154.896,5 32.422.225 677.983,81

2003 26.100.320 560.445,5 6.902.958 143.579,7 33.003.278 704.025,2

2004 26.826.617 589.792,7 6.299.203 133.245,8 33.125.820 723.038,5

2005 27.120.072 613.208,1 5.543.257 118.058,9 32.663.329 731.267,0

2006 26.976.775 629.966,9 4.962.957 108.496,5   31.939.732 738.463,4 

2007 26.431.481 637.549,4 4.627.061 105.838,9   31.058.542 743.388,3 

2008 26.050.335 646.269,5 4.470.267 107.675,1 30.520.602 753.944,6 

1) Differenz in der Summe durch Runden der Zahlen.

Tabelle 6: 
Geldeingänge bei allen deutschen Bausparkassen 
1999 bis 2008

Jahr Spargeldeingänge1 Zins- und Tilgungseingänge Wohnungsbauprämien Geldeingänge insgesamt

Mio. € Änderung Mio. € Änderung Mio. € Änderung Mio. € Änderung
gegenüber gegenüber gegenüber gegenüber

Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr
(%) (%) (%) (%)

1999 24.364,9 + 6,9 17.080,8 + 5,2 427,6 + 28,6 41.873,3 + 6,4

2000 21.803,4 - 10,5 14.384,8 - 15,8 466,4 + 9,1 36.654,6 - 12,5

2001 21.589,5 - 1,0 14.452,0 + 0,5 515,6 + 10,6 36.557,1 - 0,3

2002 22.926,5 + 6,2 13.944,7 - 3,5 508,7 - 1,3 37.379,82 + 2,3

2003 26.063,7 + 13,7 14.455,0 + 3,7 653,1 + 28,4 41.171,8 + 10,1

2004 25.775,9 - 1,1 13.288,5 - 8,1 621,9 - 4,8 39.686,3 - 3,6

2005 26.171,2 + 1,5 13.677,4 + 2,9 517,3 - 16,8 40.365,9 + 1,7

2006 25.476,1 - 2,7 11.458,5 - 16,2 516,2 - 0,2 37.450,8 - 7,2

2007 24.386,9 - 4,3 10.388,1 - 9,3 468,9 - 9,2 35.244,02 - 5,9

2008 23.997,2 - 1,6 10.195,6 - 1,9 479,5 + 2,2 34.672,42 - 1,6

1) Ohne Zinsgutschriften.
2) Differenz in der Summe durch Runden der Zahlen.
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Tabelle 7: 
Eingelöste Neuabschlüsse bei den privaten Bausparkassen 
1999 bis 2008
Jahr Anzahl Bausparsummen1

absolut Änderung gegenüber Mio. € Änderung gegenüber
Vorjahr (%) Vorjahr (%)

a) In Westdeutschland2

1999 2.083.167 + 6,0 47.688,3 + 12,7 22.892

2000 1.706.279 - 18,1 39.942,2 - 16,2 23.409

2001 1.723.949 + 1,0 40.779,9 + 2,1 23.655

2002 1.758.805 + 2,0 42.939,8 + 5,3 24.414

2003 2.355.051 + 33,9 57.257,6 + 33,3 24.313

2004 2.011.103 - 14,6 52.246,1 - 8,8 25.979

2005 1.823.118 - 9,3 50.432,0 - 3,5 27.663

2006 1.707.059 - 6,4 51.148,7 + 1,4 29.963

2007 1.487.675 - 12,9 47.709,2 - 6,7 32.070

2008 1.694.817 + 13,9 52.942,9 + 11,0 31.238

b) In Ostdeutschland2

1999 476.850 + 3,2 10.061,2 + 6,4 21.099

2000 382.351 - 19,8 8.365,0 - 16,9 21.878

2001 381.151 - 0,3 8.274,4 - 1,1 21.709

2002 391.324 + 2,7 8.494,5 + 2,7 21.707

2003 523.415 + 33,8 10.981,3 + 29,3 20.980

2004 426.083 - 18,6 9.333,1 - 15,0 21.905

2005 388.175 - 8,9 8.765,8 - 6,1 22.582

2006 366.450 - 5,6 8.600,7 - 1,9 23.470

2007 314.852 - 14,1 7.868,2 - 8,5 24.990

2008 359.372 + 14,1 8.640,1 + 9,8 24.042   

c) In Deutschland insgesamt3 

1999 2.577.541 + 5,5 58.360,5 + 11,6 22.642

2000 2.104.059 - 18,4 48.900,2 - 16,2 23.241

2001 2.121.860 + 0,8 49.784,1 + 1,8 23.462

2002 2.169.016 + 2,2 52.362,1 + 5,2 24.141

2003 2.899.490 + 33,7 69.345,9 + 32,4 23.917

2004 2.458.548 - 15,2 62.720,0 - 9,6 25.511

2005 2.234.443 - 9,1 60.527,5 - 3,5 27.088

2006 2.096.527 - 6,2 61.124,9 + 1,0 29.155

2007 1.824.193 - 13,0 56.828,2 - 7,0 31.153

2008 2.075.518 + 13,8 62.833,9 + 10,6 30.274   

1) Einschließlich Erhöhungen.
2) Berlin ist insgesamt Ostdeutschland zugeordnet worden.
3) Einschließlich Neuabschlüsse von Bausparern mit Sitz im Ausland (i.d.R. EU).

Durchschnittliche
Bausparsumme
je Vertrag (€)



Geschäftsbericht 2008 |  113

Tabelle 8: 
Neuabschlüsse und Spargeldeingänge bei den privaten Bausparkassen 
im Jahresablauf 2008

Monat Eingelöste Bausparverträge Spargeldeingang2

Anzahl Bausparsummen1

Mio. € % Mio. € %

Januar 136.172   4.352,5 6,9 1.290,1 8,3

Februar 140.500   4.385,8 7,0 1.207,4 7,8 

März 150.802 4.674,6 7,4 1.566,1 10,1 

April 154.598 4.929,6 7,8 1.345,4 8,7 

Mai 156.821 4.853,4 7,7 1.180,7 7,6 

Juni 161.988 5.072,7 8,1 1.301,5 8,4 

Juli 164.440 5.228,1 8,3 1.186,1 7,7 

August 156.839   4.923,3 7,8 1.141,4 7,4 

September 163.430 5.090,8 8,1 1.259,3 8,1 

Oktober 172.642 5.287,0 8,4 1.159,5 7,5 

November 194.118 5.570,3 8,9 1.168,8 7,6 

Dezember 323.168 8.465,8 13,5 1.653,6 10,7

Summe 2.075.518 62.833,9 99,9 15.459,9 99,9

1) Einschließlich Erhöhungen.
2) Ohne Zinsgutschriften.
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Tabelle 9: 
Berufsgliederung der neuen Bausparer und der neuen Darlehensnehmer 
bei den privaten Bausparkassen 2008

Berufsgruppe Eingelöste Bausparverträge Darlehensnehmer

Anzahl Bausparsummen1 Durchschnittl. Anzahl
Bausparsumme

absolut % Mio. € % je Vertrag (€) absolut %

Arbeiter2 410.940 19,8 12.689,5 20,2 30.879 87.256 20,4

Angestellte 793.473 38,2 25.366,1 40,4 31.968 181.887 42,5

Beamte 157.492 7,6 4.299,9 6,8 27.303 42.773 10,0

Rentner und Pensionäre 250.650 12,1 5.752,1 9,2 22.949 55.179 12,9

Selbständige in Handel,
Handwerk und Industrie 44.635 2,2 2.390,2 3,8 53.551 18.914 4,4

Land- und Forstwirte 9.585 0,5 444,3 0,7 46.356 2.258 0,5

Freie Berufe 13.298 0,6 849,2 1,4 63.859 3.894 0,9

Juristische Personen 1.156 0,1 311,9 0,5 269.791 392 0,1

Personen ohne Beruf, Schüler,
Studenten und Hausfrauen 372.959 18,0 9.479,7 15,1 25.417 35.496 8,3

Bausparer mit Sitz im Ausland3 21.330 1,0 1.250,9 2,0 58.646 --- ---

Insgesamt 2.075.518 100,1 62.833,94 100,1 30.274 428.049 100,0

1) Einschließlich Erhöhungen.

2) Einschließlich nicht selbständiger Handwerker.

3) Bausparer mit Sitz im Ausland unter den Darlehensnehmern sind den einzelnen Berufsgruppen zugeordnet.

4) Differenz in der Summe durch Runden der Zahlen.

Tabelle 10: 
Altersgliederung der neuen Bausparer 
bei den privaten Bausparkassen 2006 bis 2008

Alter der Bausparer Anteile an den eingelösten Bausparverträgen (%)

(31.12.) Anzahl Bausparsumme1

2006 2007 2008 2006 2007 2008

unter 20 Jahre 9,3 8,7 9,0 5,2 5,2 5,9

20 bis unter 30 Jahre 16,4 16,3 16,7 16,4 16,7 17,4

30 bis unter 40 Jahre 20,0 19,1 16,5 25,5 23,7 21,0

40 bis unter 50 Jahre 23,2 23,4 22,7 26,0 26,3 25,6

50 bis unter 60 Jahre 17,2 18,2 18,1 16,0 16,7 17,0

60 Jahre und mehr 13,8 14,3 17,1 11,0 11,4 13,2

Insgesamt 99,9 100,0 100,1 100,1 100,0 100,1

1) Einschließlich Erhöhungen.
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Tabelle 11: 
Vertragsbestände bei den privaten Bausparkassen 
1999 bis 2008 (jeweils per 31.12.)

Jahres- Nicht zugeteilte Zugeteilte Bausparverträge
ende Bausparverträge Bausparverträge insgesamt

Anzahl Bausparsummen Anzahl Bausparsummen Anzahl Bausparsummen
(Mio. €) (Mio. €) (Mio. €)

1999 16.694.248 335.731,8 5.372.879 109.644,7 22.067.127 445.376,5

2000 16.473.049 337.287,0 5.182.236 107.528,6 21.655.285 444.815,6   

2001 16.358.571 342.240,6 5.039.696 106.010,5 21.398.267 448.251,1   

2002 16.459.452 353.061,4 4.764.921 101.680,2 21.224.373 454.741,51

2003 17.140.733   377.115,1 4.346.986 93.469,0 21.487.719 470.584,1

2004 17.500.114 395.669,6 3.929.521 85.823,9 21.429.635 481.493,5

2005 17.663.104 410.721,1 3.444.272 75.318,5 21.107.376 486.039,51

2006 17.456.398 420.629,9 3.082.809   69.205,8 20.539.207 489.835,81

2007 16.984.832   424.334,5 2.890.597   67.788,2 19.875.429 492.122,7   

2008 16.601.464 428.611,5 2.822.139   69.508,5 19.423.603 498.120,0   

1) Differenz in der Summe durch Runden der Zahlen.

Tabelle 12:
Durchschnittliche Bausparsummen und durchschnittliche Ansparung der nicht 
zugeteilten Verträge bei den privaten Bausparkassen 1999 bis 2008 (jeweils per 31.12.)

Jahres- Bauspareinlagen Nicht zugeteilte Bausparverträge Durchschnittl. Guthaben je nicht 
ende (Mio. €) zugeteiltem Bausparvertrag

Anzahl Bauspar- Durchschnittliche € % der durch-
summen Bausparsumme schnittl. Bauspar-
(Mio. €) (€) summe je nicht

zugeteiltem Vertrag

1999 67.282,6 16.694.248 335.731,8 20.111 4.030 20,0

2000 66.667,1 16.473.049 337.287,0 20.475 4.047 19,8

2001 66.622,1 16.358.571 342.240,6 20.921 4.073 19,5

2002 69.222,8 16.459.452 353.061,4 21.450 4.206 19,6

2003 73.587,8 17.140.733   377.115,1 22.001   4.293   19,5

2004 77.817,8 17.500.114 395.669,6 22.610 4.447 19,7

2005 82.341,6   17.663.104 410.721,1 23.253   4.662 20,0

2006 84.364,4 17.456.398 420.629,9 24.096 4.833   20,1

2007 83.610,2 16.984.832   424.334,5 24.983 4.923   19,7

2008 80.001,1   16.601.464 428.611,5 25.818   4.819   18,7
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Tabelle 13:
Größengliederung der nicht zugeteilten Bausparverträge 
bei den privaten Bausparkassen am 31.12.2008

Größenklassen (€) Anzahl Bausparsummen 

absolut % Mio. € % Durchschnitt (€)

bis 10.000 5.511.080 33,2 44.955,3 10,5 8.157   

über 10.000 - 25.000 6.365.412 38,3 108.230,3 25,3 17.003

über 25.000 - 150.000 4.574.976 27,6 242.168,5 56,5 52.933   

über 150.000 - 500.000 147.259 0,9 30.553,0 7,1 207.478   

über 500.000 2.737 0,0 2.704,3 0,6 988.043

Insgesamt 16.601.464 100,0 428.611,51 100,0 25.818

1) Differenz in der Summe durch Runden der Zahlen.

Tabelle 14: 
Geldeingänge bei den privaten Bausparkassen 
1999 bis 2008

Jahr Spargeldeingänge1 Zins- und Tilgungseingänge Wohnungsbauprämien-Eingänge Geldeingänge insges.

Mio. Änderung in % Mio. Änderung in % Mio. Änderung in % in % der Mio. Änderung
€ gegen- der Geld- € gegen- der Geld- € gegen- der Spargeld- € gegen-

über eingänge über eingänge über Geldein- ein über
Vorjahr insges. Vorjahr insges. Vorjahr gänge gänge2 d. Vorjahr

(%) (%) (%) insges. Vorjahres (%)

1999 17.019,7 + 7,9 58,1 11.982,4 +  5,1 40,9 281,7 + 26,4 1,0 1,6 29.283,93 + 6,8

2000 14.824,5 - 12,9 59,0 9.982,3 - 16,7 39,8 300,1 + 6,5 1,2 1,6 25.106,9 - 14,3

2001 14.518,7 - 2,1 58,4 9.996,9 +  0,1 40,2 344,9 + 15,0 1,4 2,1 24.860,5   - 1,0

2002 15.456,2 + 6,5 61,1 9.526,4 -  4,7 37,6 334,2 - 3,1 1,3 2,0 25.316,93 + 1,8

2003 17.667,4 +14,3 63,4 9.804,6 +  2,9 35,2 390,3 + 16,8 1,4 2,3 27.862,3 + 10,1

2004 17.090,3 - 3,3 64,6 8.985,4 -  8,4 34,0 369,1 - 5,4 1,4 1,9 26.444,8 - 5,1

2005 16.967,2 - 0,7 64,2 9.131,6 +  1,6 34,6 326,9 - 11,4 1,2 1,7 26.425,7 - 0,1

2006 16.432,1 - 3,2 67,3 7.647,6 -  16,3 31,3 337,7 + 3,3 1,4 1,8 24.417,33 -  7,6

2007 15.526,2 - 5,5 67,9 7.026,5 -  8,1 30,7 302,5 - 10,4 1,3 1,6 22.855,2 -  6,4

2008 15.459,9 - 0,4 68,2 6.904,8 - 1,7 30,5 304,4 + 0,6 1,3 1,7 22.669,1 - 0,8

1) Ohne Zinsgutschriften.

2) Einschließlich Zinsgutschriften.

3) Differenz in der Summe durch Runden der Zahlen.



Geschäftsbericht 2008 |  117

Tabelle 15: 
Sparintensität bei den privaten Bausparkassen 
1999 bis 2008

Jahr Bausparsummen des nicht Spargeldeingänge2 Jahressparleistung in %
zugeteilten Vertragsbestandes1 der Bausparsummen des nicht 

(Mio. €) (Mio. €) zugeteilten Vertragsbestandes

1999 327.954,3 17.019,7 5,2

2000 335.371,5 14.824,5 4,4 

2001 338.049,9 14.518,7 4,3 

2002 346.451,7 15.456,2   4,5

2003 363.254,0 17.667,4 4,9

2004 387.052,5 17.090,3 4,4

2005 402.511,0 16.967,2 4,2

2006 417.555,4 16.432,1 3,9

2007 422.120,3 15.526,2 3,7

2008 424.269,4 15.459,9 3,6

1) Durchschnittswerte, errechnet jeweils aus den 12 Monatsendwerten.

2) Ohne Zinsgutschriften.

Tabelle 16: 
Tilgungsbeträge und Zins- und Tilgungsleistungen 
bei den privaten Bausparkassen 1999 bis 2008

Jahr Tilgungsbeträge Zins- und Tilgungsleistungen

Mio. € Änderung Mio. € Änderung
gegenüber gegenüber
Vorjahr (%) Vorjahr (%)

1999 9.912,4   + 8,4 11.982,4   + 5,1 82,7

2000 7.984,9 - 19,4 9.982,3   - 16,7 80,0 

2001 7.597,5   - 4,9 9.996,9   + 0,1 76,0

2002 7.328,1   - 3,5 9.526,4 - 4,7 76,9

2003 7.611,6 + 3,9 9.804,6 + 2,9 77,6

2004 7.233,4 - 5,0 8.985,4 - 8,4 80,5

2005 7.240,1 + 0,1 9.131,6 + 1,6 79,3

2006 6.061,6 - 16,3 7.647,6 - 16,3 79,3

2007 5.390,6 - 11,1 7.026,5 - 8,1 76,7

2008 5.422,6 + 0,6 6.904,8 - 1,7 78,5

Anteil der Tilgungs-
beträge an den 

Zins- und Tilgungs- 
leistungen (%) 
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Tabelle 17: 
Wohnungsbauprämienstatistik der privaten Bausparkassen 
1999 bis 2008

Jahr Anzahl der Anzahl der Gestellte WoP- Anzahl der WoP- Durchschnittlicher
nicht zugeteilten gestellten Anträge in % der bewilligten Eingänge Prämienbetrag
Bausparverträge WoP-Anträge nicht zugeteilten WoP-Anträge (Mio. €) je bewilligtem
am Jahresende Bausparverträge WoP-Antrag

des Vorjahres (€)

1999 16.694.248 6.311.902 38,7 5.464.449 281,7 52

2000 16.473.049 6.289.374 37,7 5.540.590 300,1 54

2001 16.358.571 6.190.120 37,6 5.486.071 344,9 63

2002 16.459.452 6.031.074 36,9 5.392.333   334,2 62

2003 17.140.733 5.916.309 35,9 5.237.369 390,3 75

2004 17.500.114 6.243.795 36,4 5.606.322 369,1 66

2005 17.663.104 6.202.866 35,4 5.343.429 326,9 61

2006 17.456.398 5.903.510 33,4 5.286.053 337,7 64

2007 16.984.832 5.732.198 32,8 5.199.116 302,5 58

2008 16.601.464 5.636.855 33,2 5.051.051 304,4 60

Tabelle 18: 
Neuzusagen und Auszahlungen der privaten Bausparkassen 
1999 bis 2008

Jahr Neuzusagen1 Auszahlungen1 Auszahlungen2 nach Zuteilung Auszahlungen Auszah-
insgesamt an Baudarlehen lungen an

aus Zwischen- sonstigen
an an kreditgewährung Bau-

insgesamt Bauspareinlagen Bauspardarlehen darlehen

Ände- Ände- Ände- Ände- Ände- Ände-
rung geg. rung geg. rung geg. rung geg. rung geg. rung geg.
Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr

Mio. € (%) Mio. € (%) Mio. € (%) Mio. € (%) Mio. € (%) Mio. € (%) Mio. €

1999 29.032,8 - 3,3 26.479,9 - 3,0 13.242,13 - 9,5 9.673,4 + 0,2 3.568,6 - 28,3 11.006,4 - 0,3 2.231,4

2000 27.849,5 - 4,1 27.399,33 + 3,5 15.535,3 +17,3 10.771,9 + 11,4 4.763,4 +33,5 10.066,4 - 8,5 1.797,5

2001 27.890,5 + 0,1 26.403,23 - 3,6 15.281,8 - 1,6 10.713,1 - 0,5 4.568,7 - 4,1 9.340,5 - 7 ,2 1.780,8

2002 26.263,8 - 5,8 24.821,13 - 6,0 12.898,63 - 15,6 9.132,6 - 14,8 3.765,9 - 17,6 9.810,3 + 5,0 2.112,2

2003 29.051,8 +10,6 26.814,3 + 8,0 12.084,9 - 6,3 9.234,7 + 1,1 2.850,2 - 24,3 12.304,4 +25,4 2.425,0

2004 24.266,6 - 16,5 24.211,5 - 9,7 11.094,0 - 8,2 8.620,3 - 6,7 2.473,7 - 13,2 10.949,9 - 11,0 2.167,6

2005 23.827,5 - 1,8 21.881,6 - 9,6 10.064,3 - 9,3 8.247,3 - 4,3 1.817,0 - 26,5 9.968,3 - 9,0 1.849,0

2006 24.633,1 + 3,4 23.416,2 + 7,0 11.773,5 +17,0 9.783,6 +18,6 1.989,9 + 9,5 9.695,6 - 2,7 1.947,1

2007 26.838,4 + 9,0 26.030,1 + 11,2 14.281,0 +21,3 11.596,3 +18,5 2.684,7 +34,9 9.964,9 + 2,8 1.784,2

2008 30.676,3 +14,3 30.848,6 +18,5 18.017,4 +26,2 14.377,2 +24,0 3.640,2 +35,6 10.530,8 + 5,7 2.300,4

1) Neuzusagen und Auszahlungen für den Wohnungsneubau, den Kauf, die Entschuldung, 
Modernisierung, Instandsetzung und andere wohnungswirtschaftliche Zwecke.

2) Reine Auszahlungen ohne die zur Ablösung von Zwischenkrediten dienenden Beträge.

3) Differenz in der Summe durch Runden der Zahlen.
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Tabelle 19: 
Regionale Gliederung des Neugeschäfts der privaten Bausparkassen 2008

Bundesland Eingelöste Neuabschlüsse

Anzahl Bausparsummen1

absolut Änderung Mio. € Änderung Anteile Durchschnitt
geg. Vorjahr geg. Vorjahr

(%) (%) (%) (€)

Schleswig-Holstein 68.124 + 6,9 1.965,9 + 5,6 3,2 28.857

Hamburg 28.448 + 16,6 873,1 + 14,6 1,4 30.692

Niedersachsen 200.950 + 10,3 5.703,8 + 8,0 9,3 28.384

Bremen 13.689 + 18,4 377,1 + 18,9 0,6 27.544

Nordrhein-Westfalen 390.316 + 10,4 11.249,4 + 8,3 18,3 28.821

Hessen 154.828 + 7,9 4.722,6 + 4,8 7,7 30.503

Rheinland-Pfalz 121.710 + 12,4 3.629,5 + 8,0 5,9 29.821

Baden-Württemberg 321.438 + 18,0 11.252,6 + 14,4 18,3 35.007

Bayern 366.298 + 21,6 12.308,2 + 16,4 20,0 33.602

Saarland 29.016 + 7,9 860,6 + 4,2 1,4 29.661

Berlin 46.223 + 10,2 1.222,8 + 4,6 2,0 26.455

Brandenburg 56.789 + 11,2 1.417,2 + 6,5 2,3 24.955

Mecklenburg-Vorpommern 39.214 + 15,8 968,7 + 14,4 1,6 24.704

Sachsen 97.496 + 20,3 2.196,7 + 12,5 3,6 22.531

Sachsen-Anhalt 58.884 + 9,2 1.356,6 + 8,5 2,2 23.038

Thüringen 60.766 + 14,6 1.478,0 + 12,2 2,4 24.323

Deutschland 2.054.189 + 14,0 61.583,02 + 10,8 100,2 29.979

1) Einschließlich Erhöhungen.

2) Differenz in der Summe durch Runden der Zahlen.
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Tabelle 20: 
Regionale Gliederung der Vertragsbestände der privaten Bausparkassen 2008

Bundesland Vertragsbestände am Jahresende

Anzahl Bausparsummen

absolut Änderung Mio. € Änderung Anteile je Kopf der
geg. Vorjahr geg. Vorjahr Bevölkerung1

(%) (%) (%) (€)

Schleswig-Holstein 647.321 - 2,2 16.523,8 + 1,6 3,4 5.825

Hamburg 220.579 - 1,8 5.504,9 + 1,1 1,1 3.102

Niedersachsen 1.932.487 - 2,2 46.712,1 + 1,0 9,6 5.871

Bremen 108.591 - 3,3 2.486,9 + 0,4 0,5 3.759

Nordrhein-Westfalen 3.397.005 - 2,9 85.270,9 + 0,4 17,4 4.748

Hessen 1.540.849 - 1,6 39.352,9 + 2,0 8,0 6.482

Rheinland-Pfalz 1.125.215 - 2,5 28.672,4 + 1,1 5,9 7.104

Baden-Württemberg 3.124.717 - 1,6 86.838,3 + 2,8 17,8 8.073

Bayern 3.431.536 - 1,3 94.540,8 + 2,3 19,3 7.548

Saarland 276.645 - 4,2 6.813,7 - 2,1 1,4 6.601

Berlin 430.892 - 2,7 10.375,2 + 0,2 2,1 3.025

Brandenburg 584.973 - 3,0 14.066,8 - 0,4 2,9 5.567

Mecklenburg-Vorpommern 357.920 - 3,9 7.920,8 - 2,1 1,6 4.747

Sachsen 952.336 - 3,2 20.358,7 - 1,9 4,2 4.849

Sachsen-Anhalt 522.249 - 6,1 11.254,0 - 3,4 2,3 4.709

Thüringen 578.349 - 3,4 12.214,7 - 1,3 2,5 5.375   

Deutschland 19.231.664 - 2,3 488.907,02 + 1,1 100,0 5.955

1) Bezogen auf den Stand der Wohnbevölkerung am 30.09.2008.  Quelle: Statistisches Bundesamt.

2) Differenz in der Summe durch Runden der Zahlen.



Geschäftsbericht 2008 |  121

Tabelle 21: 
Regionale Gliederung des Geldeingangs der privaten Bausparkassen 2008

Bundesland Eingänge an 

Spargeldern1 Zins- u. Tilgungszahlungen

Mio. € Änderung Anteile je Kopf der Mio. € Änderung Anteile
geg. Vorjahr Bevölkerung2 geg. Vorjahr

(%) (%) (€) (%) (%)

Schleswig-Holstein 493,1 - 1,0 3,2 174 275,9 - 4,1 4,0

Hamburg 199,9 + 2,9 1,3 113 65,0 + 2,4 0,9

Niedersachsen 1.435,3 - 1,2 9,3 180 728,9 - 1,6 10,7

Bremen 91,5 + 2,6 0,6 138 35,4 - 1,9 0,5

Nordrhein-Westfalen 2.593,6 - 1,5 16,8 144 1.150,5 - 0,8 16,8

Hessen 1.252,6 - 1,6 8,1 206 567,9 - 0,3 8,3

Rheinland-Pfalz 971,9 - 0,3 6,3 241 455,8 - 1,9 6,7

Baden-Württemberg 2.657,6 + 0,2 17,2 247 1.087,4 - 1,5 15,9

Bayern 3.069,3 + 0,1 19,9 245 1.078,0 - 1,4 15,8

Saarland 229,0 - 2,0 1,5 222 131,8 - 4,6 1,9

Berlin 348,9 + 1,2 2,3 102 124,9 - 1,7 1,8

Brandenburg 433,7 - 0,5 2,8 172 230,4 - 2,0 3,4

Mecklenburg-Vorpommern 246,6 - 0,1 1,6 148 154,3 - 2,9 2,3

Sachsen 643,6 - 2,3 4,2 153 335,1 - 6,3 4,9

Sachsen-Anhalt 355,0 - 2,6 2,3 149 207,1 - 3,7 3,0

Thüringen 392,2 - 0,8 2,5 173 212,6 - 1,7 3,1

Deutschland 15.413,8 - 0,6 99,9 188 6.841,0 - 1,8 100,0

1) Ohne Zinsgutschriften, einschließlich Gutschriften von Wohnungsbauprämien.

2) Bezogen auf den Stand der Wohnbevölkerung am 30.09.2008.   Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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Tabelle 22: 
Regionale Gliederung der Bauspareinlagen und der Baudarlehen 
der privaten Bausparkassen 2008

Bundesland Bestände am Jahresende an 

Bauspareinlagen Baudarlehen

Mio. € Änderung Anteile je Kopf der Mio. € Änderung Anteile
geg. Vorjahr Bevölkerung1 geg. Vorjahr

(%) (%) (€) (%) (%)

Schleswig-Holstein 2.468,9 -  4,0 3,1 870 3.762,4 +  6,4 4,6

Hamburg 929,4 -  2,5 1,2 524 992,4 +  6,6 1,2

Niedersachsen 7.297,4 -  4,1 9,3 917 8.597,0 +  4,2 10,6

Bremen 438,4 -  3,0 0,6 663 439,3 +  7,0 0,5

Nordrhein-Westfalen 12.950,7 -  4,6 16,5 721 14.967,6 +  4,3 18,5

Hessen 6.401,7 -  3,4 8,1 1.054 7.493,9 +  7,5 9,2

Rheinland-Pfalz 4.659,9 -  4,5 5,9 1.155 5.369,4 +  3,3 6,6

Baden-Württemberg 13.989,9 -  4,0 17,8 1.301 10.542,4 +  5,4 13,0

Bayern 16.231,4 -  4,5 20,7 1.296 11.252,3 +  6,9 13,9

Saarland 1.084,1 -  7,3 1,4 1.050 1.248,5 -  3,5 1,5

Berlin 1.762,0 -  3,8 2,2 514 1.923,3 +  3,3 2,4

Brandenburg 2.147,8 -  3,9 2,7 850 3.515,0 +  3,0 4,3

Mecklenburg-Vorpommern 1.186,1 -  7,1 1,5 711 1.722,9 -  1,3 2,1

Sachsen 3.412,1 -  6,1 4,3 813 4.182,2 +  0,3 5,2

Sachsen-Anhalt 1.688,2 -  8,5 2,1 706 2.580,5 -  0,4 3,2

Thüringen 1.948,6 -  5,3 2,5 857 2.535,3 +  0,2 3,1

Deutschland 78.596,6 - 4,5 99,9 957 81.124,52 +  4,3 99,9

1) Bezogen auf den Stand der Wohnbevölkerung am 30.09.2008.  Quelle: Statistisches Bundesamt.

2) Differenz in der Summe durch Runden der Zahlen.
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Tabelle 23: 
Gewinn- und Verlustrechnungen der privaten Bausparkassen 
2003 bis 2008

2003 2004 2005 2006 2007 2008

Mio. € % Mio. € % Mio. € % Mio. € % Mio. € % Mio. € %

AUFWENDUNGEN

Verwaltungskosten

- Personelle
Aufwendungen 1.911,3 24,7 1.691,7 22,2 1.746,4 23,1 1.815,8 23,4 1.649,6 22,7 1.808,0 24,2

- Sach- und allgemeine
Aufwendungen 991,3 12,8 976,5 12,8 895,0 11,9 788,9 10,2 847,9 11,7 808,1 10,8

Abschreibungen und
Wertberichtigungen

- auf Baudarlehen 245,6 3,2 360,7 4,7 477,0 6,3 451,6 5,8 417,2 5,7 519,0 7,0

- Sonstige 84,4 1,1 69,1 0,9 34,3 0,5 129,0 1,7 78,5 1,1 36,7 0,5

Zinsen

- auf Bauspareinlagen 2.120,3 27,4 2.217,1 29,0 2.306,2 30,5 2.565,4 33,1 2.278,2 31,3 2.239,6 30,0

- Sonstige 1.423,4 18,4 1.369,6 17,9 1.319,9 17,5 1.297,7 16,7 1.349,1 18,6 1.476,5 19,8

Steuern und 
öffentliche Abgaben 233,1 3,0 259,0 3,4 243,3 3,2 133,6 1,7 185,4 2,5 174,3 2,3

Alle übrigen
Aufwendungen 390,7 5,0 411,2 5,4 372,6 4,9 556,0 7,2 382,8 5,3 346,1 4,6

Jahresüberschuss 340,0 4,4 278,9 3,7 155,2 2,1 12,5 0,2 83,1 1,1 55,9 0,7

Gesamtbetrag 7.740,21 100,0 7.633,8 100,0 7.550,11 100,0 7.750,41 100,0 7.271,8 100,0 7.464,2 99,9

ERTRÄGE

Gebühren der Bausparer

- für Vertragsabschluss
und -vermittlung 729,5 9,4 579,6 7,6 620,6 8,2 575,0 7,4 580,0 8,0 673,5 9,0

- für Darlehensregelung
nach Zuteilung 127,4 1,6 112,0 1,5 101,1 1,3 84,7 1,1 74,4 1,0 66,2 0,9

- Sonstige 413,4 5,3 452,9 5,9 410,5 5,4 390,3 5,0 363,3 5,0 357,5 4,8

Zinsen

- aus Baudarlehen 4.300,5 55,6 4.332,8 56,8 4.053,5 53,7 3.840,1 49,5 3.912,3 53,8 4.049,5 54,3

- Sonstige 1.465,7 18,9 1.549,9 20,3 1.774,7 23,5 1.857,1 24,0 1.856,6 25,5 1.682,3 22,5

Alle übrigen Erträge 703,8 9,1 606,7 7,9 589,8 7,8 1.003,3 12,9 485,1 6,7 635,0 8,5

Gesamtbetrag 7.740,21 99,9 7.633,81 100,0 7.550,11 99,9 7.750,41 99,9 7.271,81 100,0 7.464,21 100,0

1) Differenz in der Summe durch Runden der Zahlen.
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Tabelle 24: 
Bilanzen der privaten Bausparkassen 
2003 bis 2008

31.12.2003 31.12.2004 31.12.2005 31.12.2006 31.12.2007 31.12.2008

Mio. € % Mio. € % Mio. € % Mio. € % Mio. € % Mio. € %

AKTIVA

- Bauspardarlehen (23.947,6) (21.988,3) (18.847,4) (17.375,5) (17.596,3) (18.906,9)

- Zwischenkredite (47.383,6) (47.891,5) (49.509,0) (52.621,1) (55.100,5) (57.329,4)

- Sonst. Baudarlehen (7.621,1) (8.339,5) (8.700,9) (9.260,9) (9.400,6) (9.606,4)

Baudarlehen 78.952,3 63,4 78.219,3 58,1 77.057,3 54,6 79.257,6 55,8 82.097,4 59,5 85.842,7 62,4

Barreserve,
andere Forderungen 
an Kreditinstitute
(ohne Baudarlehen) 21.383,9 17,2 24.133,3 17,9 27.091,8 19,2 26.909,5 19,0 24.688,6 17,9 21.748,4 15,8

Schuldverschreibungen,
Schuldbuchforderungen,
Schatzanweisungen,
Schatzwechsel 13.369,3 10,7 15.794,5 11,7 18.862,0 13,4 17.681,1 12,5 15.006,8 10,9 15.849,0 11,5

Sonstige Aktiva 10.754,9 8,6 16.496,3 12,3 18.169,5 12,9 18.083,2 12,7 16.181,8 11,7 14.029,4 10,2

Bilanzsumme 124.460,4 99,9 134.643,4 100,0 141.180,51 100,1 141.931,41 100,0 137.974,51 100,0 137.469,41 99,9

PASSIVA

Bauspareinlagen 73.587,8 59,1 77.817,7 57,8 82.341,6 58,3 84.364,4 59,4 83.610,2 60,6 80.001,1 58,2

Spareinlagen 356,6 0,3 362,0 0,3 363,5 0,3 353,8 0,2 328,0 0,2 290,2 0,2

Schuldverschreibungen 7.090,9 5,7 6.686,2 5,0 5.503,2 3,9 3.528,1 2,5 6.483,7 4,7 7.444,9 5,4

Aufgenommene
Fremdgelder 24.126,0 19,4 24.100,4 17,9 25.856,9 18,3 27.229,8 19,2 22.647,3 16,4 26.813,0 19,5

Rückstellungen, 
Wertberichtigungen 3.067,6 2,5 3.289,6 2,4 3.467,0 2,5 3.947,4 2,8 4.152,0 3,0 4.285,4 3,1

- gezeichnetes 
Kapital (935,6) (953,5) (943,3) (943,3) (943,3) (943,3)

- Offene Rücklagen u.a. (3.588,6) (3.626,4) (3.635,7) (3.662,2) (3.602,6) (3.596,2)

Eigenkapital 4.524,2 3,6 4.579,9 3,4 4.579,0 3,2 4.605,5 3,2 4.545,9 3,3 4.539,5 3,3

Sonstige Passiva 11.707,3 9,4 17.807,7 13,2 19.069,5 13,5 17.902,4 12,6 16.207,4 11,7 14.095,4 10,3

Bilanzsumme 124.460,4 100,0 134.643,41 100,0 141.180,51 100,0 141.931,4 99,9 137.974,5 99,9 137.469,41 100,0

1) Differenz in der Summe durch Runden der Zahlen.
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Tabelle 25: 
Angestellte Mitarbeiter bei den privaten Bausparkassen 
1999 bis 2008

Jahresende Anzahl der Bilanzsumme Anzahl der gesamten Bausparverträge
angestellten
Mitarbeiter1 im Durchschnitt im Durchschnitt

je angestelltem je angestelltem
Mitarbeiter Mitarbeiter

(Mio. €) (Mio. €)

1999 15.489 104.503,2 6,747 22.067.127 1.425 

2000 13.7132 111.080,2 8,100 21.655.285 1.579

2001 13.234 114.151,5 8,625 21.398.267 1.617 

2002 12.214 117.217,4 9,597 21.224.373 1.738 

2003 11.533 124.460,4 10,792 21.491.820 1.864 

2004 11.123 134.643,4 12,105 21.429.635 1.927 

2005 10.814 141.190,2 13,056 21.107.376 1.952 

2006 9.4033 141.931,4 15,094 20.539.207 2.184

2007 8.528    137.974,5 16,179 19.875.429    2.331     

2008 7.998    137.469,4 17,188 19.423.603    2.429     

1) Einschließlich der Auszubildenden und gewerblichen Arbeitnehmer, ohne Aushilfskräfte. 
Teilzeitkräfte in Vollzeitkräfte umgerechnet.

2) Der Rückgang ist auf eine Ausgliederung von Mitarbeitern einer Bausparkasse 
im Zuge der Gründung eines Tochterunternehmens zurückzuführen.

3) Der Rückgang ist vor allem auf die sozialverträgliche Verschlankung des Personalbestandes 
einer Bausparkasse im Zuge ihrer Integration in einen Konzern zurückzuführen. 
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Verzeichnis der privaten Bausparkassen

Aachener 

Bausparkasse AG

Theaterstraße 92 - 94

52062 Aachen

Allianz Dresdner 

Bauspar AG

Am Sonnenplatz 1

61116 Bad Vilbel

ALTE LEIPZIGER

Bauspar AG

Alte-Leipziger-Platz 1

61440 Oberursel

Bausparkasse Mainz AG

Kantstraße 1

55122 Mainz

Bausparkasse 

Schwäbisch Hall AG

Crailsheimer Straße 52

74523 Schwäbisch Hall

BHW Bausparkasse AG

Lubahnstraße 2

31789 Hameln

Debeka 

Bausparkasse AG

Ferdinand-Sauerbruch-Str. 18

56073 Koblenz

Deutsche Bank 

Bauspar AG

Niddagaustraße 42

60489 Frankfurt am Main

Deutsche Bausparkasse 

Badenia AG

Badeniaplatz 1

76114 Karlsruhe

Deutscher Ring 

Bausparkasse AG

Ludwig-Erhard-Straße 22

20459 Hamburg

HUK-Coburg-

Bausparkasse AG

Willi-Hussong-Straße 2

96445 Coburg

Quelle Bauspar AG

Nürnberger Straße 91 - 95

90762 Fürth

SIGNAL IDUNA

Bauspar AG

Kapstadtring 5

22297 Hamburg

Vereinsbank 

Victoria Bauspar AG

Haydnstraße 4 - 8

80336 München

Wüstenrot 

Bausparkasse AG

Hohenzollernstraße 46

71630 Ludwigsburg
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Der Verband der Privaten Bausparkassen e.V.

Ehrenvorsitzender

Direktor Walter Englert,

Ludwigsburg

Verbandsvorstand

Vorsitzender:

Andreas J. Zehnder,

Berlin

(Hauptgeschäftsführer)

Direktor Hans-Joachim Gasda,

Hameln

Direktor Michael Hoffelder,

Frankfurt am Main

Direktor Matthias Lechner,

Ludwigsburg

Direktor Erhard Steffen,

Schwäbisch Hall

Direktor Peter Ulrich,

Mainz

Verbandsgeschäftsstelle

Abteilung Grundsatzfragen 

und Koordination:

Dr. Stefan Jokl

Abteilung Betriebswirtschaft,

Statistik und Bauspartechnik:

Christian Ketzner

Abteilung Recht und Steuern:

Christian König-Tumpiya

(Verbandssyndikus)

Abteilung Kommunikation:

Alexander Nothaft

Kundenbeschwerdestelle:

Sabine Masuch

Europabüro Brüssel:

Inci Metin

Klingelhöferstraße 4 · 10785 Berlin, Postfach 303079 · 10730 Berlin

Telefon (030)590091-500 · Telefax (030)590091-501

Internet: www.bausparkassen.de · E-Mail: info@bausparkassen.de
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